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Anmerkungen zu den 
 Gildemeister-Briefen
HOLMER STAHNCKE
1. Der Quellenwert der Gildemeister-Briefe
   In der Literatur über die frühen deutsch-japanischen Bezie-
hungen wird mehrfach auf die Briefe aufmerksam gemacht, die 
der junge Bremer Kaufmann Martin Hermann Gildemeister (1836-
1918) in den Jahren 1859 bis 1866 aus Nagasaki und Yokohama 
an die Senate der Hansestädte Bremen und Hamburg gerichtet 
hat.1) Stets wird dabei ihr Quellenwert und ihre Bedeutung für 
die Erforschung der ausgehenden Edo-Zeit hervorgehoben, ohne 
daß die Richtigkeit dieser Annahme nachgewiesen wird. Sätze 
wie "Fast jeder seiner Briefe war inhaltsreich und von erheb-
licher Bedeutung" (Käthe Molsen) und "Wir verdanken diesem 
scharfen Beobachter wertvolle Mitteilungen über die politische 
und wirtschaftliche Lage des Inselreichs von 1859 bis 1867" 
(Hermann Wätjen) können aber, wie gezeigt werden soll, nicht 
unwidersprochen akzeptiert werden. Verlangt man von den 
Gildemeister-Briefen Aussagen über die innen-, außen- und wirt-
schaftspolitische Entwicklung im Japan der bakumatsu-Zeit (1842—
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1868), die unseren "vergleichsweise geringen Erkenntnisstand" 
(Regine Mathias-Pauer) verbessern sollen, überfordert man sie?) 
Man sollte sich vielmehr darauf beschränken, sie als ein Beispiel 
für die Japanrezeption eines deutschen Kaufmanns in den 1860er 
Jahren zu betrachten.
   Jede quellenkritische Untersuchung muß neben dem Inhalt der 
Quelle auch ihren Autor, seine Intentionen und seine Adressaten 
in die Analyse einbeziehen. Im Fall der Gildemeister-Briefe muß 
man sich stets vor Augen führen, daß es nicht in Gildemeisters 
Absicht gelegen hat, einem anonymen Publikum oder gar der Nach-
welt "objektive" Informationen über Japan zu vermitteln, sondern 
daß diese Briefe Mittel zum Zweck waren, einen bestimmten 
Adressaten (die Senate der Hansestädte) zu einer bestimmten 
Politik zu animieren. Diese Einschränkung ist um so mehr zu be-
rücksichtigen, wenn man die Briefe als Quelle betrachtet, die 
"wertvolle Hinweise über die politische und wirtschaftliche Lage" 
Japans in den 1860er Jahren vermitteln soll. Ein weiterer Punkt, 
der gerade im Hinblick auf die Gildemeister-Briefe nicht außer 
Acht gelassen werden darf, ist die Frage nach seiner fachlichen 
Kompetenz und Fähigkeit, sich Informationen zu besorgen und diese 
entsprechend auszuwerten. Da Gildemeister sich an keiner Stelle 
über seine Quellen und Informanten äußert, ist diese Frage nur 
spekulativ zu beantworten. So erscheint es angebracht, seine 
Analysen in erster Linie im Hinblick auf seine Zielsetzung zu 
untersuchen und sich mit seinem Informationszugang nur dann aus-
einanderzusetzen, wenn es zu überprüfen gilt, ob fehlerhafte Aus-
sagen auf mangelnden oder falschen Informationen beruhen oder 
mit Rücksicht auf seine Intention gewollt sind.
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   An dieser Stelle kann aus Platzgründen keine umfassende 
Analyse aller Textstellen geleistet werden. Auch kann nicht unter-
sucht werden, welchen Einfluß die Briefe auf die Entscheidungen 
der Senate ausgeübt  haben.3) Die vorliegende Untersuchung muß 
sich darauf beschränken, die Gildemeister-Briefe in ihren histo-
rischen Kontext einzuordnen, um so die Zielsetzung dieses Brief-
wechsels näher bestimmen zu können und die These, daß die Briefe 
nicht geeignet sind, uns Informationen über Japan zu liefern, anhand 
einiger Beispiele zu erläutern.
   Die Briefe lassen sich inhaltlich in drei Komplexe einteilen, 
die sich allerdings gegenseitig bedingen und bei der Untersuchung 
nicht klar voneinander getrennt zu behandeln sind.
1) Aussagen über aktuell-politische Fragen und Hintergründe, 
2) Aussagen über die Chancen der Hansestädte, einen Han-
  delsvertrag mit Japan abzuschließen, 
3) Aussagen über handels- und wirtschaftspolitische Fragen.
Nur aus dem ersten Komplex sollen zwei zusammenhängende Text-
stellen eingehender betrachtet werden, da sie gewissermaßen ein 
Leitmotiv anklingen lassen, das den übrigen Briefwechsel beein-
flußt : Gildemeisters Einschätzung des bakufu (Schogunat) und 
darauf basierend seine Schlußfolgerung bezüglich der Erfolgsaus-
sichten der Hansestädte, einen Vertrag mit Japan abzuschließen.
2. Der historische Hintergrund der Gildemeister-Briefe
   Mit dem Abschluß des amerikanisch-japanischen Handelsver-
trags vom Juli 1858, dem bald ähnliche Verträge mit England,
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Frankreich, Rußland und den Niederlanden folgten, eröffnete sich 
den Kaufleuten dieser Staaten die Möglichkeit, in den drei geöff-
neten Häfen Nagasaki, Yokohama und Hakodate Handel zu treiben. 
Unter den Kaufleuten, die meist als Agenten größerer Firmen in 
anderen asiatischen Handelsplätzen nach Japan kamen, befanden 
sich auch einige Deutsche. Sie besaßen weder nach dem Wortlaut 
noch nach dem Sinn der abgeschlossenen Verträge das Recht, sich 
in Japan aufzuhalten, geschweige denn, hier ihren Geschäften nach-
zugehen. Nur die Bereitschaft der Vertreter der fünf Vertrags-
mächte, sie unter ihren Schutz zu nehmen, d.h. sie den bakufu-
Behörden gegenüber als Holländer, Engländer usw. auszuweisen, 
ermöglichte es  ihnen, sich in Japan niederzulassen. Die westlichen 
Diplomaten, die jede Vertragsverletzung seitens der Japaner streng 
rügten, fanden es vollkommen normal und legitim, daß sie selbst 
durch diese Schutzgewährung die Verträge massiv unterliefen.
   Unter diesen deutschen Kaufleuten befand sich auch Martin 
Hermann Gildemeister, der seinen Chef Louis Kniffler (1827-
1888), unter dem er schon in Batavia gearbeitet hatte, nach 
Nagasaki begleitet hatte. Er war, als er dort 1859 eintraf, 23 
Jahre alt. Einer angesehenen Bremer Kaufmannsfamilie entstam-
mend, hatte auch er diesen Beruf erwählt und seine kaufmännische 
Ausbildung bei Gildemeister & Ries, einer Firma seines Onkels 
August Wilhelm Gildemeister, erhalten. Anschließend hatte er 
eine Stellung bei Pandel & Stiehaus in Batavia angetreten, das seit 
dem Tod der Firmengründer (Stiehaus 1855, Pandel 1857) von 
deren ehemaligen Prokuristen Kniffler und Stäcker geleitet wurde. 
Die bevorstehende Öffnung der drei japanischen Häfen für den 
westlichen Handel hatte Kniffler, der Pandel & Stiehaus durch 
eine finanzielle Fehlspekulation in Bedrängnis gebracht hatte, als
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Chance begriffen, dort eine Filiale zu eröffnen und einen Neubeginn 
zu wagen. In Nagasaki stellte er sich und seinen Mitarbeiter 
Gildemeister unter holländischen Schutz und eröffnete auf Dejima 
ein Kontor. In den beengten Verhältnissen dieser kleinen Insel 
war die Firma L.  Kniffler & Co. noch 1867 auf Grundstück Nr. 4 
registriert. Ursprünglich war geplant gewesen, Gildemeister nach 
Ablauf einer Frist von sechs Monaten mit der Leitung dieses 
Zweiggeschäfts zu betrauen.4) Aber statt dessen gründete Kniffler 
mit der Firma L. Kniffler & Co. ein eigenes Geschäft, dem Gilde-
meister als Juniorpartner angehörte. Gildemeister übernahm 
1861 die Leitung der Filiale in Yokohama.5)
   Die deutschen Kaufleute in Japan waren sich ihrer prekären 
Lage durchaus bewußt und deshalb am Abschluß eines Handels-
vertrags zwischen einem der deutschen Staaten und Japan inter-
essiert. Er hätte ihrem Handel eine gesicherte, legale Basis 
verschafft. So ist es nicht verwunderlich, daß sich mehrere in 
Asien tätige deutsche Kaufleute in dieser Angelegenheit an die 
preußische Regierung bzw. die Senate der Hansestädte wandten. 
Unter ihnen befand sich auch Louis Kniffler, der seine Bemühungen (wie 
andere Kaufleute auch) mit der Hoffnung verband, dafür mit dem Titel 
eines Konsuls belohnt zu werden. Als Rheinpreuße wandte er 
sich am 5. November 1858, noch vor seiner Abreise nach Nagasaki, 
schriftlich an das preußische Außenministerium und regte den 
Abschluß eines preußisch-japanischen Vertrags an.6) Dabei betonte 
er die seiner Ansicht nach bedeutenden Entwicklungsmöglichkeiten 
des japanischen Markts. Der preußischen Exportwirtschaft böte 
sich hier ein bedeutender Absatzmarkt. Er sei aufnahmefähig für 
wollene und leinene Textilien und bei der Lernbegierigkeit der 
Japaner gewiß auch für physikalische, chemische und medizinische
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Instrumente sowie für Medizinen, Maschinen, Eisen- und Stahl-
waren, Waffen, Glas- und Lederwaren.
   Dem Beispiel seines Chefs folgend, bemühte sich auch Gilde-
meister, seine Heimatstadt Bremen auf die Bedeutung eines 
hanseatisch-japanischen Handelsvertrags  aufmerksam zu machen. 
Zehn Tage, nachdem Kniffler sein Schreiben verfaßt hatte, be-
richtete er seinem Onkel, dem Bremer Senator Donandt, in einem 
privaten Brief über seine bevorstehende Reise nach Japan und 
fügte unter Aufzählung der gleichen Warenpalette hinzu, daß der 
Handel mit Japan von großer Bedeutung für die deutsche Wirt-
schaft sein werde. Von noch größerem Einfluß aber müsse die 
Öffnung Japans für die hanseatische Schiffahrt in den asiatischen 
Gewässern sein. Nur ein hanseatisch-japanischer Handelsvertrag 
würde ihr denselben Schutz und dieselben Rechte verschaffen, die 
die Fahrzeuge der Vertragsstaaten bereits besaßen?)
   Da die Senate in Hamburg und Bremen sich — in dieser Frage 
auch von den Kaufmannsvertretungen der Städte gedrängt — am 
Abschluß eines solchen Vertrags interessiert zeigten, fand Gilde-
meisters Brief allgemeine Beachtung. Durch Veranlassung des 
Hamburger Senats, der sich mit Rücksicht auf die Wahrung der 
eigenen Souveränität nicht von Preußen, das damals die Entsendung 
einer eigenen Gesandtschaft nach Japan plante, vertreten lassen 
wollte, wurde Gildemeister der Kontaktmann und Informant der 
Senate in Japan. Der Optimismus seiner Briefe (zuerst an den 
Bremer Senator Heinrich Smidt, später an den Hamburger Senats-
syndikus Carl Hermann Merck gerichtet) stärkten in Hamburg die 
Bereitsschaft, ggf. eine eigene Mission nach Japan zu entsenden.
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   Der Briefwechsel zwischen Gildemeister und den Senaten 
spielte sich auf einer halboffiziellen Ebene ab. Sein Kontakt zu 
den Senaten war durch private Vermittlung zustandegekommen, so 
daß sich für die Städte keine offiziellen Verpflichtungen ergaben, 
wenn sie an seinen Patriotismus appellierten und ihn in dieser 
Angelegenheit bemühten. Auf dieser Ebene wäre ein Briefwechsel 
mit einem Kaufmann, der zuvor einen offiziellen Antrag an die 
Senate gestellt hätte, sich doch um Vertragsverhandlungen zu be-
mühen, und der sich möglicherweise sogar selbst noch als Konsul 
empfohlen hätte, nicht möglich gewesen. Wenn der Syndikus Merck 
Gildemeister als Unterhändler der Senate in Japan einsetzen wollte, 
war das zugleich ein Vertrauenserweis und eine pragmatische 
Entscheidung, aber keine zwingende Konsequenz aus der Rolle 
Gildemeisters als Informant der Senate.
3. Gildemeisters Berichte über das japanische Regierungssystem 
  und  aktuellpolitische Hintergründe
   Gildemeister äußerte sich nur in einem Schreiben über das 
japanische Regierungssystem. Seine diesbezüglichen Äußerungen 
sind deswegen von Interesse, weil sie eine Reihe von sachlichen 
Fehlern enthalten, die seine Schlußfolgerungen stark beeinflußt 
haben. In seinem ersten Schreiben an Senator Smidt vom 26.6. 
18598) heißt es :
"Der K
aiser selbst bekleidet nur eine verhältnismäßig 
sehr geringe Macht, denn unmittelbar unter seiner Re-
gierung stehen nur die Städte Edo, Nagasaki und einige 
andere. Das ganze übrige Land ist in 240 Landschaften
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eingeteilt mit den Landesherren an ihrer Spitze, aus 
denen nur unter den kaiserlichen Prinzen er sich seine 
18 Reichsräthe zu wählen hat. Neben dem weltlichen 
Kaiser steht der geistliche, der keine wirkliche Macht 
besitzt, über den weltlichen jedoch zu wachen hat, daß 
dieser nichts unternimmt, was gegen die alten Gebräuche 
von Japan streitet. Tut letzterer dieses jedoch, so 
muß er zur Rettung seiner Ehre sich selbst das Leben 
nehmen, was wahrscheinlich noch in den letzten Jahren 
beim Abschluß der Traktate, wo der Kaiser gezwungen 
wurde, vom alten System abzuweichen, mehrmals ge-
schehen ist."
Es würde zuviel Raum beanspruchen, alle sachlichen Fehler anzu-
sprechen und auf ihren Ursprung zurückzuführen. Stellvertretend 
seien folgende Unrichtigkeiten  erwähnt  :
— Der shögun herrschte nicht nur über einige Städte , sondern die 
  Familie Tokugawa besaß ein Viertel des gesamten Reislands. 
  Sie war dadurch ein nahezu unangreifbarer Machtfaktor. 
— Es geht nicht an , die fudai-daimyö, die bakufu-Ämter innehatten, 
  zu "kaiserlichen Prinzen" zu erhöhen. Das unterstellt, daß sie 
  mächtiger und bedeutender als die übrigen daimyö ("Landes-
  herren") waren. Das Gegenteil war aber der Fall. 
— Der shögun regierte zwar theoretisch im Namen des tennö 
  ("geistlicher Kaiser"), aber dieser besaß weder die Mittel, den 
  shögun zu überwachen, noch wurde das von ihm erwartet. 
— Der Tod zweier shögun kurz vor dem Abschluß von Verträgen 
  mit westlichen Staaten (Tokugawa Ieyoshi : 1853, Tokugawa 
  Iesada : 1858) ist von den Ausländern oft ungerechtfertigterweise 
  als Selbstmord aufgefaßt worden.
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   Wichtig an diesen Zeilen ist, daß sie ein unzutreffendes Bild 
des Verhältnisses zwischen dem shögun und den daimyö vermitteln. 
Der shögun (oder besser das bakufu) war in einer stärkeren  Posi-
tion, als Gildemeister unterstellte. Das ausbalancierte Regierungs-
system der Edo-Zeit (von Historikern als bakuhan-System be-
zeichnet), ließ sowohl dem bakufu als auch den han (Daimyaten) 
genügend Entfaltungsspielraum, um es im Einverständnis mit allen 
Seiten zu stabiliseren. Trotz offensichtlicher Schwächen des 
bakufu, trotz seiner Unfähigkeit, der sozio-ökonomischen Probleme 
Herr zu werden, ist seine Autorität 1859 seitens der han nicht 
angezweifelt worden. Wohl gab es im Gefolge der Landesöffnung 
Versuche von tozama— und shimpan-daimyö, Mitspracherechte in 
Fragen der Landespolitik zu erhalten, aber das geschah immer 
unter Respektierung des Primats des bakufu.9)
   Gildemeisters Darstellung der Machtverhältnisse ging also an 
der Realität vorbei. Das ist von großer Bedeutung, wenn man 
bedenkt, daß er im bakufu eins der Haupthemmnisse für die wei-
tere Landesöffnung sah, und daß er (wie ich im nächsten Abschnitt 
zeigen möchte) die tozama-daimyö auf Kyüshü für engagierte Be-
fürworter einer weiteren forcierten Landesöffnung hielt. Aufgrund 
der von ihm angenommenen Machtkonstellation konnte er also opti-
mistisch in die Zukunft blicken.
   Die Frage, wie Gildemeister seine Informationen erhalten hat, 
ist — wie schon angesprochen — nur spekulativ zu beantworten. Aber 
es lohnt sich, darüber nachzudenken, da wir so auf mögliche Quer-
verbindungen zu den han aufmerksam werden. Diese Zeilen sind 
im Juni 1859 verfaßt worden, Gildemeister befand sich erst wenige 
Wochen im Land. Man verliert sich sicherlich nicht allzuweit im
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Bereich der Spekulation, wenn man davon ausgeht, daß Gildemeister 
zu diesem Zeitpunkt noch nicht ausreichend Japanisch gesprochen 
hat, um seine Informationen japanischen Gesprächspartnern zu 
 verdanken.") Vielmehr ist anzunehmen, daß er sie holländischen 
Kaufleuten verdankte. Er hatte in Niederländisch-Ostindien gear-
beitet (wird also etwas Holländisch gesprochen haben), stand unter 
dem Schutz des holländischen Konsulats und lebte in der hollän-
dischen Kaufmannskolonie auf Dejima. Die Informationszugänge 
der alteingesessenen holländischen Gemeinde waren zwar ungleich 
größer als seine, aber im Grunde doch auch recht beschränkt. Sie 
hatte Kontakte zu japanischen Händlern, zu den Beamten des 
Nagasaki-bugyö und mit Vertretern einiger han. Das Monopol des 
bakufu, alleine Handel mit den Ausländern zu treiben, wurde nämlich 
ständig unterlaufen. Ein großer Teil der Waren wurde an den 
bakufu-Kontrolleuren vorbeigeschmuggelt, so daß alle Versuche 
des bakufu, den Handel einzuschränken, fehlschlugen.
   Setzt man den Inhalt des Gildemeister-Briefes in Beziehung 
zu seinen möglichen Informanten, so scheint es aus zwei Gründen 
unwahrscheinlich, daß die Beamten des Nagasaki-bugyö, also des 
Vertreters des shögun in Nagasaki, die geistigen Urheber dieser 
Einschätzung waren. Erstens wird ein negatives, falsches Bild 
des bakufu gezeichnet und die Macht des bakufu als zu gering ver-
anschlagt. Zweitens wird keinerlei Bezug auf aktuelle Ereignisse 
genommen, die gerade eine "Renaissance der Macht" des bakufu 
eingeleitet hatten. Es gab eigentlich nur eine Gruppe, die daran 
interessiert sein konnte, den Ausländern ein solch falsches Bild zu 
vermitteln : die Feinde des bakufu. 1859 gab es noch keine töbaku-
han (bakufu-feindliche han), wohl aber Kritiker des bakufu, die in 
den han nicht ohne Einfluß waren. Erregten sich die einen über
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die Landesöffnungspolitik des bakufu, beklagten sich die anderen 
darüber, daß das bakufu den Handel zu monopolisieren und die 
han davon auszuschließen suchte. Da die fremden Kaufleute 
natürlich in erster Linie Kontakt zu Japanern hatten, die ein posi-
tives Verhältnis zur Landesöffnung und zum Außenhandel hatten, 
ist es leicht vorstellbar, daß sie deren Ansichten vorschnell gene-
ralisierten und geneigt waren, die Bedeutung der Feinde der 
Landesöffnung, zu unterschätzen. Man sollte darüberhinaus aber 
auch nicht außer Acht lassen, daß die Ressentiments der hollän-
dischen Kaufmannsgemeinde gegenüber dem bakufu nicht unbedingt 
geeignet waren, ein positives Verhältnis zum bakufu zu entwickeln 
und seine Bedeutung realistisch einzuschätzen. Immerhin war es 
das bakufu gewesen, daß die holländischen Kaufleute bis zur Landes-
öffnung auf Dejima in einer Art Gefangenschaft gehalten hatte. 
Man braucht sich in diesem Zusammenhang nur den Groll zu verge-
genwärtigen, den ein Siebold gegen das bakufu hegte. Und Siebold 
hatte in den 1840er Jahren in Nagasaki im Gegensatz zu den Kauf-
leuten auf Dejima zahlreiche Privilegien genossen.
   Gildemeisters 
des Außenhandels 
demselben Brief.
Optimismus bezüglich des weiteren Ausbaus 
kennzeichnet auch eine andere Passage aus
"Die Parthei
, die für den freien Verkehr ist, ist schon 
zu groß, als daß sie lange unterdrückt werden könnte 
und wenn der Beamtenstand auch lieber das alte System 
in Kraft sähe, als das er jetzt den früher verachteten 
Kaufmannsstand in die Höhe kommen sieht, so halten 
die Japaner es im Allgemeinen doch für ein Glück für 
das Land, daß ein freierer Verkehr ansteht. Die 
Japaner sind ein viel zu einsichtsvolles und empfäng-
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liches Volk, als daß sie nicht wüßten, daß Europa ihnen 
weit voraus ist, und es ist merkwürdig zu sehen, wie 
schnell sie sich alles das, was sie von den Europäern 
hören und lernen, zu eigen machen können. Schon aus 
sich selbst besitzt der Japaner eine Bildung, die das 
Volk höher als irgend ein anderes in Asien stellen läßt. 
Das Regierungswesen ist gut geordnet, die Gesetze 
werden streng gehandhabt, und wenn jeder Japaner auch 
eine übergroße Ehrfurcht vor einem Höherstehenden 
hat, so genießt doch wieder jeder eine persönliche 
Freiheit, wie man sie bei keinem Volk der gebildeten 
Welt kennt. Die Religion ist liberal, sie muß dabei eine 
ausgezeichnete Sittenlehre enthalten, denn Mord, 
Zanksucht und dergleichen sind dem Japaner unbekannt."
   Daß "Mord, Zanksucht und dergleichen" den Japanern unbekannt 
seien (Warum gibt es trotzdem Verbrechen, die die strenge Hand-
habung der Gesetze notwendig machen?), ist eine Aussage, die für 
sich steht und Gildemeister in die Reihe derjenigen Reiseschriftsteller 
einordnet, die entweder zu negativ wertenden Vergleichen mit ihrem 
eigenen Kulturkreis neigten oder eine scheinbar paradiesische 
Unschuld bei "Naturvölkern" zu entdecken glaubten, die die  "Kultur-
völker" verloren hätten. Nur daß Gildemeister die Unschuld bei 
einem "Kultui=volk" konstatiert und auf eine "ausgezeichnete Sitten-
lehre" zurückführt»)
   Gildemeister bezeichnet nicht näher, wer die "Partei" bildet ; 
ob er von einer Strömung im Volk spricht oder auch Angehörige 
der Machteliten meint. In jedem Fall aber läßt diese Passage 
erkennen, daß die Kaufleute in dem im Gegensatz zu Yokohama 
vergleichweise ruhigen und idyllischen Nagasaki die fremdenfeind-
lichen Strömungen im Land nur unzureichend zur Kenntnis nahmen.
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Waren Attentate auf Ausländer und ihre japanischen Angestellten 
in Yokohama kein seltenes Ereignis, brauchte man sie in Nagasaki 
1859 noch nicht zu befürchten.
   Wie schon mehrfach angedeutet, waren den Kaufleuten in 
Nagasaki wichtige innenpolitische Vorgänge, die auch im Zusammen-
hang mit der Unterdrückung der fremdenfeindlichen Bewegung 
standen, nicht bekannt. Das bakufu war, wie Gildemeister mit 
seiner Bemerkung, daß der Beamtenstand lieber das alte System 
in Kraft sähe, treffend bemerkte, nicht glücklich über die innenpo-
litische Entwicklung des Landes nach dem Abschluß der Handels-
verträge. Aber als alleiniger Träger der Außenpolitik, die es aus 
Legitimationsgründen nicht mit anderen teilen konnte, war es aus 
militärischer Schwäche zur Landesöffnungspolitik gezwungen. Daß 
die landesweite Kritik an dieser Außenpolitik sich zusehends in 
eine Kritik an der Herrschaft der Tokugawa bzw. an der Tatsache, 
daß der tennö und die daimyö von dieser Herrschaft ferngehalten 
wurden, wandelte, mußte das bakufu beunruhigen. Das bakufu 
konnte der Kritik nicht dadurch begegnen, daß es seine Außenpolitik 
änderte und zur Landesabschließung zurückkehrte. Es entschied 
sich deshalb zu einem innen-und außenpolitischen Kraftakt, mit dem 
es demonstrieren wollte, daß es keine weitere Einmischung in die 
Landespolitik dulden wollte. Die Handelsverträge von 1858/59 
wurden gegen den Widerstand weiter Kreise abgeschlossen, und 
oppositionelle Kräfte unter den samurai, den kuge (Hofadel) und 
den daimyö mit Hausarrest, Haft, Verbannung und Todesstrafen 
unterdrückt. Die Opposition verstummte, und 1859 stand das 
ganze Land unter dem Eindruck dieser sogenannten  `Ansei-Säuberung'. 
Nur die ausländische Kaufmannskolonie in Nagasaki wußte von 
nichts und sah im bakufu, dem Initiator der neuen prowestlichen
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Außenpolitik, einen hemmenden Faktor, der lieber das alte System 
restauriert sähe. Ein Hemmfaktor, der allerdings angesichts 
seiner innenpolitischen Schwäche und der breiten prowestlichen 
Strömung im Land nicht überschätzt werden dürfte.
4. Gildemeisters Einschätzung der Chancen der Hansestädte, einen 
  Vertrag mit Japan abzuschließen
   Gildemeisters Uberzeugung, daß die Japaner an einem wei-
teren Ausbau der Landesöffnung interessiert seien, war so stark, 
daß er es sogar für möglich hielt, daß "Kaufmannsrepubliken" wie 
die Hansestädte problemlos zu einem Vertrag kommen könnten. 
Dabei war ihm bewußt, daß dieses Faktum dem Ansehen der Senate 
in einem Land, dessen politische Führungsschichten den Kaufmanns-
stand nicht hoch einschätzten, schaden mußte. Auch konnte er sich 
nicht der Einsicht verschließen, daß es als Zeichen der  Schwäche 
aufgefaßt werden würde, wenn die Hansestädte keine eigene Ge-
sandtschaft entsandten, sondern statt dessen einen der Vertragsstaaten 
als Vermittler bemühten oder gar einen in Japan ansässigen deut-
schen Kaufmann mit den Verhandlungen betrauten. 
   Gildemeister hielt es deshalb auch für sinnvoller, wenn die 
Senate sich um preußische Unterstützung bemühten und sich der 
geplanten Ostasienexpedition anschlossen.u) Er sah hierin aber 
keine notwendige Voraussetzung, um zum Erfolg zu kommen. So 
glaubte er, daß auch ein hanseatischer Kaufmann einen Vertrag 
aushandeln könnte, wenn er seitens des holländischen Konsuls in 
Nagasaki unterstützt werden würde. Denn er meinte, "Japan (sähe) 
es allmählich ein, daß die Kaufleute in Europa einer gebildeteren 
Klasse (angehörten) und mehr Ansehen (genössen), als dieses in
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Japan der Fall  sei."13' Es bleibt anzumerken, daß zumindestens in 
Yokohama viele der dort lebenden Kaufleute wenig geeignet waren, 
den Japanern das Bild einer 'gebildeteren Klasse' zu vermitteln. 
Es trieben sich dort viele Abenteurer herum, die nicht nur die 
bakufu-Behörden, sondern auch die westlichen Konsuln verärgerten.
   Der Optimismus Gildemeisters wich aber schon bald einer 
realistischeren Einschätzung, als sich seine Erwartungen bezüglich 
der Handelsaussichten als überhöht erwiesen und man sich in 
Nagasaki angesichts der Nachrichten, die aus Yokohama eintrafen, 
sagen mußte, daß die Begeisterung der Japaner gegenüber der 
Landesöffnung durchaus ihre Grenzen hatte. In Yokohama mehrten 
sich die Überfälle von japanischen Fanatikern auf Ausländer und 
ihre einheimischen Angestellten. Selbst die Konsulatsgebäude 
waren vor Angriffen nicht sicher. Gildemeister schreibt, daß die 
Konsuln in der ständigen Gefahr lebten, ihr Leben durch "die Wut 
des Volkes" zu verlieren.
   Wie undifferenziert Gildemeister in seiner Wortwahl war, 
verdeutlicht, daß er "die Wut des Volkes" in seinem nächsten 
Schreiben auf einen organisierten Komplott einengte. Und er 
glaubte auch zu wissen, wer hinter diesem steckte. "Auf indirektem 
Wege gelang es mir, von einem hochstehenden japanischen Beamten, 
der mit den Verhältnissen in Edo sehr genau bekannt ist, einige 
Aufklärung über die dortigen Zustände zu bekommen. Ich glaube, 
daß die Wahrheit seiner Aussagen keinem Zweifel unterliegt, um 
so mehr, da manche frühere Ereignisse daraus leicht erklärlich 
werden."15) Es bleibt unser Phantasie überlassen, uns vorzustellen, 
wie indirekt dieser 'indirekte Weg' war. Zumindestens war ein 
Informant zwischengeschaltet, womit die Gefahr der Verfälschung
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bzw. der zusätzlichen Interpretation gegeben war. Die Herkunft 
des  "hochstehenden Beamten", den Gildemeister leider nicht genauer 
benennt, läßt sich allenfalls aus dem Inhalt der nachstehenden Zeilen 
erahnen. Eine genauere Eingrenzung erscheint mir aber in diesem 
Fall nicht möglich, da die betreffende Information sowohl den 
Schluß zuläßt, daß es sich um einen Beamten eines han handelt, als 
auch den, daß ein mit der Politik des bakufu unzufriedener Beamter 
des Nagasaki-bugyö der Informant war. Gildemeisters Hinweis, 
daß der betreffende Beamte mit den Verhältnissen in Edo gut ver-
traut sei, mag man als Indiz werten, daß es sich um einen Angehörigen 
eines han handelte. Denn Vertrautheit mit den Verhältnissen in 
Edo konnte man bei einem Beamten des bakufu eigentlich voraus-
setzen. Auch ist anzunehmen, daß Gildemeister den Informanten 
näher bezeichnet hätte, wenn dieser als Regierungsbeamter di-
rekten Einblick in die Geschäfte des bakufu hatte.
   Aber wer auch immer der Informant gewesen sein mag, er 
hat die Ausländer mit ungenauen und in einem zentralen Punkt 
sogar mit falschen Nachrichten versorgt :
"Ii -no-kami , erster Minister und die einflußreichste 
Person bei in— und ausländischen Angelegenheiten 
(tairö, Regent für den minderjährigen shögun, H.S.), 
hat stets eine Abneigung gegen alles gehabt, was nur 
den Klang von Europäisch hatte. [...] Ii-no-kami hat 
seinen Haß gegen die Europäer im Umgang mit den 
fremden Vertretern stets zu verbergen gewußt und 
daher vertrauten diese ihm nur zu oft in Dingen, worin 
er ihnen gerade entgegenarbeitete. Als im vorigen 
Jahr eine Regentschaft von drei Reichsgroßen für 
den minderjährigen Kaiser (shögun, H.S.) ernannt 
werden mußte, wußte Ii-no-kami es beim geistlichen
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Kaiser in Miako (tennö in Kyöto,  H.S.), der als 
erste Person des Reichs die Wahl zu treffen hatte, 
dahin zu bringen, daß drei ihm befreundete Personen 
dazu gewählt wurden. Der Fürst von Mito (daimyö von 
Mito-han, H. S.), einer der mächtigsten Landesherren, 
gehörte nicht zu diesen dreien. Als naher VerWandter 
des Kaiserhauses glaubte er sich aber unrechtmäßig von 
dieser Regentschaft ausgeschlossen und suchte sich 
daher an Ii-no-kami zu rächen, hoffend, daß er früher 
oder später doch noch Regent werden würde. Das beste 
Mittel hierzu schien ihm zu sein, wenn er Ii-no-kami in 
Händel mit den Europäischen Mächten brächte, wo er in 
der Verwirrung dann leicht weitere Schritte zur Errei-
chung seines Zwecks tun könne. Er schickte also jene 
Leute aus, die die Morde an den Europäern verübt 
haben. Ii-no-kami war es bekannt, daß der Fürst von 
Mito der Urheber davon war, und selbst fürchtend, in 
Verwicklung mit den Fremden zu kommen, erklärte er 
ersterem, daß er in Gefahr stände, seine Landschaft 
(han, H.S.) zu verlieren, wenn er noch ferner darauf 
ausginge, das Reich in einen Krieg mit den Europäern 
zu bringen. Hierdurch in Furcht gesetzt, entließ der 
Fürst von Mito jene Mörder, 7 bis 8 an der Zahl. 
Hiermit schien die Sache jetzt beendet zu sein, und um 
so überraschender traf daher kürzlich die Nachricht 
ein, daß Ii-no-kami von eben denselben Leuten ermordet 
worden sei, die alle jene Morde in Kanagawa verübt 
haben. Hieran scheint der Fürst von Mito aber 
durchaus keinen Anteil zu haben, sondern der Mord 
scheint ausgegangen zu sein von ungefähr 60 kaiserlichen 
Beamten (Beamten des bakufu, H.S.), die Ii-no-kami 
kürzlich wegen ihrer zu europäischen Gesinnung ent-
lassen hatte, weil sie ihm in seinen Plänen hinderlich 
waren.
Hier wird eine unrichtige Darstellung der Verwicklungen um
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die shögun-Nachfolge 1858 gegeben. Der Streit ging dabei nicht 
um die Ernennung von drei Regenten, sondern darum, daß einige 
daimyö (unter ihnen auch der daimyö von Mito-han, Tokugawa Nariaki) 
einen eigenen Kandidaten ins Gespräch gebracht hatten : Hitotsubashi 
Yoshinobu, der Sohn Tokugawa Nariakis. Ii Naosuke siegte in 
dieser Auseinandersetzung, indem er die Ernennung des zwölfjährigen 
Tokugawa Iemochi durchsetzte, für den er als Regent die Regie-
rungsgeschäfte führte. Die Anhänger der Hitotsubashi-Partei 
wurden im Verlauf der von Ii Naosuke organisierten Ansei-Säuberung 
bestraft. Viele bakufu-Beamten verloren ihre Ämter. Aber es 
waren nicht diese Beamten, die im März 1860 das Attentat auf Ii 
Naosuke geplant hatten. Dieses ist vielmehr von samurai aus 
Mito-han ausgeübt worden, die die Bestrafung ihres fremdenfeindlichen 
Herrn rächen wollten und dem bakufu durch ihre Tat einen deut-
lichen Hinweis geben wollten, daß sie Iis Politik der Landesöffnung 
mißbilligten. Sie forderten die Rückkehr zur Landesabschließung.
   Ii Naosuke hatte stets zu dem Kreis der daimyö gehört, die die 
Landesöffnung befürwortet hatten. Das war aber nicht Ausdruck 
besonderer Ausländerfreundlichkeit gewesen, sondern beruhte auf 
einer realistischen Einschätzung der politischen und militärischen 
Möglichkeiten Japans. Ii hatte die Landesöffnung 1858 gegen den 
Willen vieler Kritiker forciert, indem er die von Hotta Masayoshi 
ausgehandelten Handelsverträge unterzeichnete. Aber er sah auch 
gleichzeitig, daß diese Form der Außenpolitik starken Einfluß auf 
das labile Gleichgewicht des bakuhan-Systems ausübte. Es konnte 
nicht im Interesse des bakufu liegen, daß der Konsenz der feudalen 
Führungsschichten in Fragen der innenpolitischen Machtaufteilung 
durch die unterschiedliche Interpretation der künftigen Außenpolitik 
gefährdet wurde. Hier schwelte ein Brand, dessen Ausbruch Ii
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durch die Ansei-Säuberung verhindern wollte. Konnte er schon 
nicht den Aulaß der Kritik beseitigen, wollte er immerhin die 
Kritik unterdrücken. Daß diese eher kosmetische Maßnahme, die 
den Kern des Problems unberührt ließ, nicht ausreichen würde, die 
Macht des bakufu wirksam zu festigen, erkannte auch Ii. Deshalb 
versuchte er gleichzeitig, den Konsenz wiederherzustellen, indem 
er für eine gemeinsame Politik jenseits aller Egoismen warb. 
Faktisch bedeutete das, das die han sich angesichts der bedrohlichen 
außenpolitischen Lage (man hatte ja das Schicksal Chinas vor Augen) 
dem bakufu unterordneten. Um die han zu diesem Schritt zu zwingen, 
versuchte Ii, den  tennö, der zwischenzeitlich zu einer Integrationsfigur 
des in zentralen Fragen uneinigen oppositionellen Lagers geworden 
war, wieder ins bakufu-Lager zu ziehen. Ii ließ dem tennö ver-
sichern, daß man die Landesöffnung rückgängig machen wollte und 
verweigerte der Schweiz und Belgien demonstrativ Verträge. 
Gleichzeitig versuchte er den tennö an das bakufu zu binden, indem 
er das Projekt aufbrachte, den minderjährigen shögun mit einer 
engen Verwandten des tennö zu verheiraten (köbugattai-Politik).
   Diese innenpolitischen Maßnahmen wurden von außenpolitischen 
flankiert, die gleichzeitig aber auch die han treffen sollten. Der 
Handel wurde streng überwacht, um zu verhindern, daß das Handels-
monopol des bakufu unterlaufen wurde und die han vom Außenhandel 
profitierten. Aber diese Überwachungsmaßnahmen blieben unvoll-
kommen, und der Schmuggel blühte.
   Die innenpolitischen Maßnahmen wurden nach Iis Tod nicht 
fortgeführt (sieht man von einem halbherzigen — weil die ursprüng-
liche Zielsetzung verwässernden — Versuch ab, die köbugattai-Politik zu 
retten), da sie an Iis starke Führungspersönlichkeit gebunden waren.
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Nur die handelspolitischen Repressionen wurden fortgesetzt. Man 
konnte und wollte schon deshalb nicht von ihnen lassen, weil man 
einen Zusammenbruch des japanischen Währungssystem befürchtete, 
wenn man den Außenhandel nicht einschränkte.
   Wie schon die früheren Zitate zeigt auch diese Textstelle, daß 
Gildemeister über die aktuelle Innenpolitik schlecht informiert war 
und ihn diese Informationen zu allzu optimistischen Schlußfolgerungen 
veranlaßten. Denn alles in allem müssen diese Mitteilungen des 
 "hochsteh
enden Beamten" einen recht positiven Eindruck auf ihn 
gemacht haben. Der angebliche Fremdenhasser Ii war tot ; und 
dazu noch von Beamten umgebracht, die eine "europäische Gesinnung" 
zeigten. So schließt er seinen Brief auch mit der beruhigenden Mit-
teilung, daß man möglichen "ernstlichen Folgen" dieses Attentats wohl 
auf "friedlichem Weg" zuvorkommen könnte und auch die Furcht der in 
Yokohama lebenden Ausländer übertrieben sei. "Wenn man aber den 
oben beschriebenen Sachverhalt kennt, so scheint die Furcht der Euro-
päer weniger begründet zu sein und verdient namentlich das Gerücht 
keinen Glauben, daß von Edo aus das Fremdenquartier überfallen wer-
den sollte." Wie so oft, irrt Gildemeister auch hier. Der Überfall 
auf die Ausländersiedlung in Yokohama war als Teil des Attentats auf 
Ii tatsächlich geplant gewesen.
   Gildemeister blieb ein notorischer Optimist. Das Scheitern 
der Schweiz, einen Vertrag mit Japan abzuschließen, führte er auf 
Ursachen zurück, die nicht bei den Japanern zu suchen waren. 
Einmal heißt es dazu, daß die Schweizer keine ausreichenden 
Verhandlungsvollmachten besessen hätten,17) ein anderes Mal, daß 
die Japaner gegen den Vermittler Alcock, den britischen Vertreter 
in Japan, eine Abneigung gehabt hätten.18) Die Möglichkeit, daß sie
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eine Abneigung gegen weitere Vertragsabschlüsse hatten, mochte 
 Gildemeister nicht in sein Kalkül einbeziehen.
   So glaubte er noch 1862 (Preußen war bereits mit einem Ver-
such gescheitert, für die Hansestädte einen Vertrag abzuschließen), 
daß die Schwierigkeiten in dieser Angelegenheit hauptsächlich 
darauf zurückzuführen seien, daß die Vertreter der Vertragsmächte 
keine weiteren westlichen Konkurrenten im Land wollten.19) Er 
empfahl deshalb Preußen erneut als Vermittler, wovon man aber in 
Hamburg nichts wissen wollte. Auch riet er zu vorsichtigem 
taktischen Vorgehen. So sollte man bei Vertragsverhandlungen 
nicht betonen, daß man die Handelsverträge mit dem Ziel abschließen 
wollte, auch tatsächlich Handel zu treiben. Vielmehr sei darauf 
hinzuweisen, daß man wegen des Chinahandels und der damit verbun-
denen Notwendigkeit für hanseatische Fahrzeuge, wegen Proviant-
mangels japanische Häfen anlaufen zu müssen, Verträge wünsche. 
Jeder Hinweis auf die Größe und Bedeutung des hanseatischen Handels 
sei zu vermeiden und statt dessen nur das gelegentliche Anlaufen 
japanischer Häfen durch hanseatische Schiffe in Aussicht zu 
stellen.20) Diese Äußerung ist unbedingt als Zeichen zunehmenden 
Realismus' und wachsender Skepsis' zu werten.
   Aber das hinderte ihn nicht daran, die Bemühungen des hol-
ländischen Vertreters, Dirk Graeff van der Polsbroek, der von 
seiner Regierung beauftragt worden war, die Zulassung der hansea-
tischen Flaggen zu erreichen (in Den Haag hielt man den Abschluß 
eines Vertrags für ausgeschlossen), mit gewohntem Optimismus 
zu kommentieren. Wertete Polsbroek ein Schreiben des bakufu, 
daß man sich nicht die vergebliche Mühe machen sollte , um einen 
Vertrag zu ersuchen, als ernstzunehmend, wollte Gildemeister ihm
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 "keine große Bedeutung beilegen" .21) 
   Mit der Betrauung Polsbroeks in dieser Angelegenheit und dem 
daraus resultierenden direkten Schriftwechsel zwischen ihm und 
dem Hamburger Senat, versiegen Gildemeisters Informationen. 
Zeitweilig informierte er den Senate noch im Auftrag des über-
arbeiteten Polsbroek ; eine eigenständige Rolle als Informant aber 
spielte er nicht mehr.22)
   Zusammenfassend läßt sich sagen, daß er in seinen Briefen die 
ständige Tendenz zeigte, ihm zugängliche Informationen zu optimi-
stisch zu interpretieren. Er sah immer einen Lichtblick, mochte 
sich die Situation aus der Sicht der betroffenen Hansestädte auch 
noch so düster darstellen. Zum Teil läßt sich das auf seine Un-
kenntnis bzw. seinen fehlerhaften Informationszugang zurück-
führen. Schließlich war er immer auf Mittelmänner angewiesen 
und mußte teilweise auch Gerüchte zur Grundlage seiner Berichte 
machen. Interessant ist dabei, daß die Kaufleute in Nagasaki die 
Gesamtsituation offenbar optimistischer beurteilten als die Aus-
länder in Yokohama. Mit Gildemeisters Übersiedlung nach Yokohama 
läßt sich auch der skeptische Zug in seinen Briefen nachweisen.
5. Gildemeisters Berichte über die wirtschaftliche Situation
   Der dritte inhaltliche Komplex, mit dem sich die Gildemeister-
Briefe befassen, ist der Handels- und Währungsbereich. Hier — und 
nur hier — konnte Gildemeister aus eigener Anschauung berichten und 
war nicht auf Mittelsmänner und Informanten angewiesen. Und 
nur hier besaß er die fachliche Kompetenz, die Fakten angemessen 
zu beurteilen. Aber erstaunlicherweise nimmt seine Lust zu inter-
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pretieren ab, als er die Grauzone der unkontrollierbaren Gerüchte 
verlassend sich gewissermaßen auf eigenem Terrain bewegt. Seine 
Berichte über den Handel zeichnen sich dadurch aus, daß sie sich 
weitgehend darauf beschränken, Fakten mitzuteilen und nur ge-
legentlich vorsichtige Prognosen wagen. Anders als die politischen 
Probleme im Zusammenhang mit der Landesöffnung hielt er die 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten, von denen er zu berichten hatte, für 
nicht kurzfristig lösbar. Auch wenn er sie für Anlaufschwierigkeiten 
hielt, glaubte er doch, daß sie erst nach einigen Jahren überwunden 
werden könnten.
   Seine ersten überschwenglichen Berichte über die Handels-
aussichten in Japan mußte Gildemeister schon bald zurücknehmen. 
Er berichtete, daß sich Importwaren nur schlecht absetzen ließen, 
Exporte aufgrund des fehlenden Wechselgeschäfts ruinös seien und 
den Gewinn des Importgeschäfts wieder aufzehrten, sowie daß sich 
lediglich der Handel zwischen Japan und China einigermaßen zu-
friedenstellend  entwickelte.n) Der letzte Hinweis war von Bedeutung 
für die Hansestädte, die in der chinesischen Küstenfahrt engagiert 
waren. Die Ursachen für diese unerwarteten Probleme sah er in 
erster Linie darin, daß man in Japan noch kein richtiges Verhältnis 
zu europäischen Waren entwickelt hatte und daß das ungeordnete 
Währungssystem keine langfristigen Geschäfte und Spekulationen 
erlaubte. Aber er vertraute, wie schon wiederholt angesprochen 
worden ist, auf die ausländerfreundliche Partei im Land, die diese 
Probleme überwinden helfen würde :
"Es muß und wird in Japan bald eine große V
eränderung 
vorgehen, die dies Land frei machen wird von den alten 
Vorurteilen und Einrichtungen, die den einsichtsvolleren
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Japanern schon lange zuwider sind. Ist dies geschehen, 
so wird der Handel erst einen neuen Aufschwung nehmen, 
aber wann dies eintreten wird, ist noch nicht voraus-
zusehen. Wenn auch der Kaiser (shögun, H.S.) selbst 
unbedeutend ist, so stehen doch an der Spitze der Regie-
rung Männer, die  jede. freiere Regung des Volkes unter-
drücken und alle neuen Einrichtungen wieder abzuschaffen 
suchen. Dagegen gibt es aber auch eine große Partei 
im Lande, die schon jetzt Alles tut, um die Regierung zu 
stürzen, wie bald es ihr gelingt, ist abzuwarten."24)
Aber Gildemeister mußte bald erkennen, daß Prognosen dieser Art 
mehr Wunschdenken als realistische Einschätzung waren. So 
beschränkte er sich in seinen weiteren Briefen darauf, über die 
Entwicklung der Währungspolitik (und deren Einschätzung durch 
die Ausländer) und die des Im- und Exporthandels zu berichten. 
Selten konnte er Positives melden, denn auf kurze Phasen regen 
Handels folgten stets längere Phasen vollkommener Stagnation. 
1862 (mittlerweile leitete Gildemeister die Filiale in Yokohama) 
versiegen seine wirtschaftsbezüglichen Informationen. Und seine 
Korrespondenz 1865/66 geht nur beiläufig auf die Handelsentwicklung 
ein. Hauptsächlich kommentierte er hier Polsbroeks Bemühungen, 
für die Hansestädte die Zulassung ihrer Flaggen zu erwirken.
6. Schlußbemerkung
   Diese Anmerkungen zu den Gildemeister-Briefen sollten ver-
deutlichen, daß ihr Quellenwert beschränkt ist. Man darf ihnen 
keinesfalls Informationen über innen- oder außenpolitische Probleme 
Japans in den 1860er Jahren abverlangen. Allenfalls wird man
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auf Gildemeisters  wirtschaftsbezügliche Informationen zurück-
greifen können, wobei im Einzelfall zu untersuchen wäre, inwieweit 
sie Erkenntnissen der heutigen Forschung standhalten. Man sollte 
nicht außer Acht lassen, daß es ja nicht in Gildemeisters Interesse 
liegen konnte, sich in Geschäftsangelegenheiten allzu sehr in die 
Karten schauen zu lassen. Unter diesem Aspekt sind auch die 
Berichte seines Seniorpartners Kniffler, die dieser als preußischer 
Konsul in Nagasaki für die preußische Regierung verfaßte, bemer-
kenswert farblos und aussageschwach.
   Interessant sind die Gildemeister-Briefe, wenn man sich für 
die Japan-Rezeption deutscher Kaufleute in der bakumatsu-Zeit 
interessiert. Aber auch hier können die vorliegenden Anmerkungen 
nur Anregungen für weitere Forschungen geben. Eine detaillierte 
Analyse aller Briefe konnte an dieser Stelle nicht geleistet werden. 
Sie bleibt weiterhin Desiderat. Es bleibt anzumerken, daß die 
Bonner Japanologin Regine Mathias-Pauer eine Veröffentlichung 
der Gildemeister-Briefe angekündigt hat, so daß die Briefe dem-
nächst leicht zugänglich sein werden.
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Ebenda. 
Ebenda. 
StAHmb ; Cl VI, No 14e, Vol I, Fasc la ; Dok. Nr. 57 ; 05. 03. 1861. 
StAHmb ; Cl VI, No 14e, Vol I, Fasc lb ; Dok. Nr. ? ; 07. 07. 1862. 
Ebenda. 
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Ebenda.
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